
Verbot privater Silvesterfeuerwerke

Empfehlung Nr. 14-20 / E 02203 der Bürgerversammlung
des 10. Stadtbezirkes Moosach am 18.10.2018

Sitzungsvorlagen Nr. 14-20 / V 13868 

Anlagen:
1. Bürgerversammlungs-Empfehlung
2. Urteil des Hessischen Verwaltungsgerichtshofes vom 13.05.2016

Beschluss des Bezirksausschusses des 10. Stadtbezirkes Moosach vom 
04.02.2019
Öffentliche Sitzung

I. Vortrag des Referenten

Die Bürgerversammlung des 10. Stadtbezirkes Moosach hat am 18.10.2018 anliegende 
Empfehlung beschlossen.

Die Empfehlung betrifft einen Vorgang, der nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO des 
Stadtrates zu den laufenden Angelegenheiten zu zählen ist. Da es sich um eine Empfeh-
lung einer Bürgerversammlung handelt, die in ihrer Bedeutung auf den Stadtbezirk be-
schränkt ist, muss diese nach Art. 18 Abs. 4 Satz 1 GO, § 2 Abs. 4 Satz 1 Bürger- und 
Einwohnerversammlungssatzung, § 9 Abs. 4 der Bezirksausschusssatzung vom zuständi-
gen Bezirksausschuss behandelt werden, zu dessen Information Folgendes auszuführen 
ist:

Das Kreisverwaltungsreferat sieht derzeit keine rechtliche Möglichkeit, aus sicherheits-
rechtlichen oder sonstigen Gründen ein Feuerwerksverbot in München bzw. im 10. Stadt-
bezirk in Form einer Satzung oder einer Allgemeinverfügung zu erlassen.

Dazu im Einzelnen:

1. Nach Art. 73 Abs. 1 Nr. 12 Grundgesetz (GG) hat der Bund die ausschließliche 
Gesetzgebung über das Sprengstoffrecht. Diesbezüglich hat das Bundesministerium 
des Innern durch Erlass der 1. SprengV das Abbrennen von Silvesterfeuerwerk 
detailliert geregelt, so dass für die betreffenden Städte bzw. Kommunen keine 
Möglichkeit besteht, über den vorgegebenen Rahmen der 1. SprengV hinaus durch 
eigene Satzungen tätig zu werden und entsprechende Verbote zu erlassen. 
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Im Ergebnis bedeutet dies, dass durch Erlass der 1. SprengV die von den 
Feuerwerkskörpern ausgehenden spezifischen Gefahren abschließend geregelt sind.

Gleichwohl wurde den Kommunen im § 24 Abs. 2 1. SprengV die Möglichkeit gegeben,
das Abbrennen von pyrotechnische Gegenständen einzuschränken. 
Danach ist das Abbrennen von Silvesterfeuerwerk in der Nähe von Gebäuden oder 
Anlagen, die besonders brandempfindlich sind, auch am 31.12. und am 01.01. nicht 
erlaubt. Dies trifft aber größtenteils nicht auf die bebauten Bereiche in München zu, die 
in der Regel aus Ziegeln oder Stein/Beton errichtet wurden. 
Ebenfalls kann die zuständige Behörde allgemein oder für den Einzelfall anordnen, 
dass pyrotechnische Gegenstände der Kategorie 2 mit ausschließlicher Knallwirkung 
(also nur die Silvesterkracher) in bestimmten dicht besiedelten Gemeinden oder Teilen 
von Gemeinden zu bestimmten Zeiten auch am 31.12. und 01.01. nicht abgebrannt 
werden dürfen. Für die Behörden bedeutet dies, dass jedes (auch zeitliche) 
Abbrennverbot einer Einzelfallprüfung bedarf. Hierbei ist zu prüfen, inwieweit eine 
besondere Belästigung gerade für dieses bestimmte Stadtgebiet vorhanden ist, 
welches ein Abbrennverbot rechtfertigen würde.

Im Übrigen lässt der abschließende Regelungscharakter der 1. SprengV, die dem 
Bundesrecht angehört, einen Rückgriff auf Landesrecht nicht zu (vgl. VGH Kassel, 
Urteil vom 13.05.2016, Az. 8 C 1136 / 15 N).

Abschließend bleibt festzuhalten, dass die in der 1. SprengV vorgesehenen 
Ermächtigungen für den Erlass einzelner Anordnungen nicht einschlägig sind und auch
ein flächendeckendes Abbrennverbot von Silvesterfeuerwerk für das Stadtgebiet 
München für Privatpersonen nicht per Satzung oder einer Allgemeinverfügung erlassen
werden kann.

2. Eine sicherheitsrechtliche Anordnung, die das Abbrennen von Silvesterfeuerwerk für 
Privatpersonen verbieten würde, kann auch nicht auf das Landesstraf- und 
Verordnungsgesetz -LStVG- gestützt werden, abgesehen davon, dass ein Rückgriff auf
Landesrecht nicht zulässig ist (vgl. oben Ziffer 1).
Vereinzelte unsachgemäße Handhabungen oder auch Ordnungswidrigkeiten reichen 
nicht für ein Verbot nach Art. 7 Abs. 2 LStVG aus. Entsprechende Gefahrenprognosen 
seitens der Polizei oder der Feuerwehr, auf die ein Verbot nach Art. 7 Abs. 2 LStVG 
gestützt werden könnte, liegen für München nicht vor.

3. Stellungnahme des Referats für Gesundheit und Umwelt (RGU) vom 19.04.2017. Eine 
erneute Anfrage an das RGU hätte vermutlich zu keinem anderen Ergebnis geführt.

„Silvesterfeuerwerke führen jedes Jahr am 01. Januar zu extrem erhöhten 
Feinstaubwerten. Darüber hinaus sind Feuerwerke mit erhöhten Lärmbelastungen 
sowie einem erhöhten Abfallaufkommen verbunden. Insofern liegt der Gedanke nahe, 
diese Feuerwerke mit immissionsschutzrechtlichen Mitteln zu beschränken, um die 
genannten Belastungen und Belästigungen zu vermeiden oder auf ein Mindestmaß zu 
reduzieren. Das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) enthält in § 49 Abs. 3 
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eine landesrechtliche Ermächtigung zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen und Geräusche, die in Bayern durch Art. 10 Abs. 1 des 
Bayerischen Immissionsschutzgesetzes umgesetzt wurde. Nach dieser Vorschrift 
können aber nur die Errichtung und der Betrieb von Anlagen und die Verwendung 
bestimmter Brennstoffe verboten oder beschränkt werden. Feuerwerkskörper erfüllen 
jedoch weder den immissionsschutzrechtlichen Anlagenbegriff (definiert in § 3 Abs. 5 
BImSchG) noch stellen sie einen Brennstoff dar.

Ein Verbot oder gebietsbezogenes Teilverbot ist somit auf Basis des 
Immissionsschutzrechts nicht möglich.“

Nach alledem ist festzustellen, dass das Abbrennen von Feuerwerkskörpern durch 
Privatpersonen an Silvester nicht durch Satzung resp. Anordnung verboten werden 
kann. 

Ich darf Sie um Kenntnisnahme dieser Ausführungen bitten und gehe davon aus, dass 
die Angelegenheit damit erledigt ist. 

Die Korreferentin des Kreisverwaltungsreferates, Frau Stadträtin Dr. Menges und der 
Verwaltungsbeirat der HA I - Sicherheit und Ordnung.Gewerbe - Herr Stadtrat Krause, 
haben von der Beschlussvorlage Kenntnis genommen.
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II. Antrag des Referenten

1. Von der Sachbehandlung als einem Geschäft der laufenden Verwaltung (§ 22 
GeschO) mit dem Ergebnis, dass es keine rechtliche Grundlage für ein 
Silvesterfeuerwerksverbot gibt, wird Kenntnis genommen.

2. Die Empfehlung Nr. 14-20 / E 02203 der Bürgerversammlung des 10. Stadtbezirkes 
Moosach am 18.10.2018 ist damit satzungsgemäß behandelt.

III. Beschluss
nach Antrag.

Der Bezirksausschuss des 10. Stadtbezirkes Moosach der Landeshauptstadt München

Der Vorsitzende Der Referent

Kuhn Dr. Böhle
Berufsmäßiger Stadtrat
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IV. Wv. bei Kreisverwaltungsreferat - GL 53
zur weiteren Veranlassung.

Die Übereinstimmung vorstehenden Abdrucks mit dem beglaubigten Original wird bestätigt.

An den Bezirksausschuss 10
An das Direktorium – BA-Geschäftsstelle Nord
An das Revisionsamt
An das Direktorium - Dokumentationsstelle
An das Referat für Gesundheit und Umwelt
mit der Bitte um Kenntnisnahme.

V. An das Direktorium - HA II/ BA  

Der Beschluss des BA 10 kann vollzogen werden.

Mit Anlagen
3 Abdrucke des Originals der Beschlussvorlage
Stellungnahme Kreisverwaltungsreferat

Es wird gebeten, die Entscheidung des Oberbürgermeisters zum weiteren Verfahren 
einzuholen:

Der Beschluss des BA 10 kann/soll kann aus rechtlichen/tatsächlichen Gründen nicht 
vollzogen werden; ein Entscheidungsspielraum besteht/besteht nicht
(Begründung siehe Beiblatt)

Der Beschluss des BA 10 ist rechtswidrig (Begründung siehe Beiblatt)

VI. Mit Vorgang zurück zum
Kreisverwaltungsreferat HA I/211  
zur weiteren Veranlassung.

Am  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .
Kreisverwaltungsreferat - GL 53
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